
























.1 zu pflanzende großkronige Einzelbäume

.

.

2 zu pflanzende mittelgroßkronige Einzelbäume

Für die in der Planzeichnung festgesetzten, zu pflanzenden Einzelbäume

Pflanzliste großkronige Bäume:

- Buche - Spitzahorn - Bergahorn
- - Eiche - Ulme

Hochstamm: Stammumfang 20 bis 25 Zentimeter dreimal verpflanzt.

Pflanzliste mittelgroßkronige Bäume:

- - Hainbuche - Vogelkirsche
- Eberesche - Feldahorn - Obstbäume

Hochstamm: Stammumfang 18 bis 20 Zentimeter oder Heister Höhe 200
bis 250 Zentimeter dreimal verpflanzt.

Sie sind in ihrer Lage grundsätzlich an festgesetzter Stelle vorzusehen, im 
Detail konkret an die Objektplanung Straßenbau und Freiflächen

Ahorn (Kompaktformen)

8.6

8.6

8.6

sind Laubbäume aus der Pflanzliste gem. Festsetzung A 8.7 zu wählen.

3 zu erhaltende Einzelbäume

anzupassen unter Einhaltung der Anzahl der festgesetzten Einzelbäume.
Die gepflanzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall in der Qualität 
gem. Festsetzung A 8.7 zu ersetzen, dies gilt entsprechend für die zu erhaltenden 
Einzelbäume gem. Festsetzung A 8.6.3.

8.7

und weitere heimische Bäume

und weitere heimische Bäume

Für die Bepflanzung sind folgende Festsetzungen einzuhalten:

Winterlinde







5.2 Die Tiefgaragenentlüftungsanlagen und andere betriebstechnische 
Einrichtungen einschließlich zugehöriger Aggregate sind gemäß dem Stand 
der Lärmschutztechnik zu errichten, zu betreiben und zu warten, insbesondere 
sind die Lüfter und Antriebsaggregate soweit als möglich zu kapseln bzw. in 
lärmarmer Ausführung vorzusehen, körperschall- und schwingungsisoliert 
aufzustellen. Lärmrelevante Zu- und Abluftöffnungen sind mit ausreichend 
dimensionierten Schalldämpfern zu versehen. 
Tore der Tiefgaragenein- und Ausfahrten müssen dem Stand der 
Lärmminderungstechnik entsprechen. Die Abdeckung der Regenrinnen vor 
Tiefgaragenein- und Ausfahrten sind lärmarm auszubilden. 



durchwurzelbaren Raum von knapp 13 Kubikmeter (mindestens 16 
Quadratmeter, mindestens 0,8 Meter tief).  

 
 Die Mindestbreite einer spartenfrei zu haltenden Baumgrube sollte 3 Meter 

betragen. Für Bäume die in Belagsflächen stehen, sind Baumscheiben und 
angrenzende offenporige Deckenbeläge (z.B. Rasenpflaster der Stellplätze) 
als Erweiterung des Wurzelraums gemäß ZTV-Vegtra Mü mit einer 
Tragschicht aus verdichtungsfähigem Vegetationstragschichtsubstrat 
auszuführen. 

 
 Der Ausbau der Kinderspielplätze ist gem. DIN 18034 durchzuführen. 
 

 Die genannten DIN-Normen liegen im Bauamt der Gemeinde Kirchheim zur 
Einsicht aus..  

  

 Die Anlage von Kabelverteilerkästen auf privaten Grundstücken (im Anschluss 
an die Begrenzungslinie von Verkehrsflächen) ist zu dulden. 

  
7. Belange der Wasserwirtschaft 
 
7.1 Wasserversorgung und Schmutzwasserableitung 
 
 Bauliche Anlagen sind vor Inbetriebnahme an die zentrale 

Wasserversorgungsanlage und an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage 
anzuschließen. Die öffentliche Abwasserbeseitigung ist als Trennsystem 
ausgeführt.  

 
 In der weiteren Planung ist dafür Sorge zu tragen, dass der Wasserverbrauch 

für jeden Verbraucher (einzelnen Haushalt) gesondert feststellbar ist.  
 
7.2  Behandlung des Niederschlagswassers 
 
 Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen 

(auch Verkehrsflächen) ist zu versickern. 
  
 Die Anlagen zum Umgang mit Niederschlagswasser sind vorrangig als 

breitflächige Versickerungseinrichtungen wie Rinnen, begrünte Mulden, 
Teiche oder wasserdurchlässige Oberflächen auszubilden. Maßnahmen zur 
Rückhaltung und Verdunstung (z. B. begrünte Dachflächen, Zisternen / 
Regentonnen) sollten vorgesehen werden.  

 

  
 Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind während der 

Durchführung von Baumaßnahmen sowie bei der Gestaltung und Pflege von 
Freiflächen die Ziele von Naturschutz und Landespflege gem. § 1 BNatSchG 
und Art. 1 Abs. 2 BayNatSchG und die Vorgaben der DIN 18920 und § 8 
BNatSchG und RAS-LG4 und ZTV-Baumpflege zu berücksichtigen und 
einzuhalten. 

 



 
 Die Zulässigkeit geplanter Entwässerungseinrichtungen für nicht 

verschmutztes Niederschlagswasser ist geregelt gem. Art. 46 WHG gem. den 
Anforderungen der „Niederschlagswasserfreistellungsverordnung“ und den 
zugehörigen Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von 
gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW). Bei 
Einhaltung dieser Anwendungsvoraussetzungen ist die Versickerung von 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. Art. 15 BayWG befreit. Die Prüfung 
der Zulässigkeit kann auch im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
erfolgen, zuständige Genehmigungsbehörde ist das Landratsamt München. 

 
 Als fachliche Arbeitsgrundlagen für den Planer wird auf das Arbeitsblatt DWA 

A 138 und das Merkblatt DWA M 153 verwiesen. Mit einem HHW von ca. 2-3 



Erlaubnisbescheids – vom Träger des Vorhabens beim Bayerischen 
Landesamt für Denkmalschutz anzuzeigen und die mit der archäologischen 
Beobachtung beauftragte Fachkraft zu benennen. Über die Notwendigkeit 
einer archäologischen Ausgrabung kann im vorliegenden Fall erst nach Abtrag 
des Oberbodens entschieden werden. 

 
 Archäologische Ausgrabungen, abhängig von Art und Umfang der erhaltenen 

Bodendenkmäler, können einen größeren Umfang annehmen und sind daher 
– um Verzögerungen zu vermeiden – unbedingt rechtzeitig zu planen. Hierbei 
sind gegebenenfalls auch Vor- und Nachbearbeitung der Ausgrabung zu 
berücksichtigen (u. a. Durchführungskonzept, Fundverbleib, Restaurierung der 
Funde).  

 
  
9.  Baueingabe 
 
 Baugesuche sind, auch hinsichtlich geplanter Nebengebäude, 

Sonnenkollektoren, Dachüberstände etc., vollständig darzustellen. 
 
 Mit dem Baugesuch ist ein Freiflächengestaltungsplan mit Angaben zu den 

Festsetzungen dieses Bebauungsplanes einzureichen, aus dem insbesondere 
ersichtlich sind: 

 
- die Höhenlage der Gebäude und befestigter Flächen; 
- die festgesetzten Baugrenzen;  
- die befestigten und begrünten Flächen sowie Stellplatz- und Lagerflächen;  
- die Gehölzpflanzungen; 
- die Lage und Gestaltung von Einfriedungen und Nebenanlagen. 

 
 Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist 

eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art. 71 DSchG notwendig, die in 
einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

 
 



 
 
10. Freiflächengestaltung, Bepflanzung und notwendige Stellplatzanlagen sind bis 

zur Schlussabnahme der Gebäude (Anzeige des Nutzungsbeginns) 
auszuführen. 

 
Kartengrundlage: Amtliches Katasterblatt im Maßstab 1:1000. 
  
Maßentnahme: Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet; keine 

Gewähr für Maßhaltigkeit. 
 Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 
 
Planfertiger: Wörthsee, den………………………………………………………. 
 
 ………………………………………………………………………… 
 (Richard Baumann, Architekt und Stadtplaner SRL) 
 
Gemeinde: Kirchheim b. München, den ……………………………………... 
 
 ………………………………………………………………………… 
 (Herr Maximilian Böltl, Erster Bürgermeister) 


